GEMEINDE

Baubew. Einfriedung     6. d)

D E R    G E M E I N D E R A T    D E R    G E M E I N D E

Eingesehen das Baugesetz vom 08. Februar 1996, abgeändert am 04. September 2003 (BauG);

Eingesehen die Bauverordnung vom 02. Oktober 1996, abgeändert am 07. April 2004 (BauV);

Eingesehen das Gesetz vom 23. Januar 1987 zur Ausführung des Bundes-

gesetzes über die Raumplanung vom 22. Juni 1979;

Eingesehen das Baureglement von    

V E R F Ü G T

_____________

in Sachen

Dossier-Nummer:

Gesuchsteller/-in:

Planverfasser/-in:

Vorhaben:


Grundeigentümer/-in:
Einfriedung, Stützmauern, Zäune, Zufahrt, Parkplätze

Koordinaten:

Nutzungszone:


1. FORMELLES UND PROZEDUR
Das Baugesuch wurde der Gemeinde am    zugestellt. Form und 

Inhalt entsprechen den kommunalen Anforderungen; die kantonalen scheinen gewahrt.

Das Gesuch wurde durch Anschlag, durch Veröffentlichung in der Lokalpresse und im 

kantonalen Amtsblatt Nr.    vom  bekanntgegeben.

Innert der Auflagefrist, welche am endigte, sind keine  /  die folgenden

Einsprachen eingegangen.

2. SACHVERHALT
Das Bauvorhaben liegt in der Zone

Für Lage, Masse und Ausführung wird auf die hinterlegten Pläne verwiesen.

3. RECHTLICHES
Anwendbar ist das Baureglement von      

4. KOSTEN
Die Kosten sind gemäss Gebührentarif vom Gesuchsteller zu tragen:

4.1  
Kantonale Baubewilligungsgebühren

Die allenfalls anfallenden Kosten und Gebühren gemäss Staatsratsbeschluss vom 15. 

Januar 1997 sind vom Gesuchsteller zu tragen. Diese werden per Nachnahme gleichzeitig 

mit den kommunalen Baubewilligungsgebühren erhoben. 

4.2  
Kommunale Baubewilligungsgebühren

Die Kosten sind gemäss Gebührentarif vom Gesuchsteller zu tragen. Diese werden per 

Nachnahme erhoben.

4.3  
Anschlussgebühren für Trink-, Bau- und Abwasser

Später eingefordert werden die Anschlussgebühren für Trinkwasser, Bauwasser und 

Abwasser.

5. VERFÜGUNG
Das Baugesuch wird von der Gemeinde mit folgenden Auflagen genehmigt:

5.1
Einhaltung Baureglement
Der Gesuchsteller wird verpflichtet, das kommunale Baureglement einzuhalten.

5.2
Gültigkeit der Baubewilligung
Die Bewilligung ist 3 Jahre gültig. Nach Ablauf dieser Frist ist ein neues Gesuch zu 

stellen. 

5.3
"Merkblatt zur Baubewilligung"
Der Gesuchsteller wird zudem auf das beigelegte allgemeine "Merkblatt zur Baubewilli-

gung" aufmerksam gemacht.

5.4
Rechte Dritter

Die Rechte Dritter bleiben ausdrücklich vorbehalten.
5.5
Ausführung der Arbeiten gemäss genehmigten Plänen / Abänderungen / Auflagen


Die Ausführung der Arbeiten hat gemäss den genehmigten Plänen zu erfolgen, d.h. unter Einhaltung der allenfalls nachfolgend verfügten Abänderungen bzw. unter Einhaltung der nachfolgend verfügten Auflagen. 


Für allfällige Abänderungen während der fortschreitenden Planungsphase und auch während der Bauzeit ist vorgängig bei der Gemeinde ein entsprechendes schriftliches Abänderungsgesuch inkl. den diesbezüglichen Planunterlagen zu hinterlegen.

5.6
Verhütung von Unfällen / Vorsichtsmassnahmen

Der Gesuchsteller wird ersucht, sämtliche erforderlichen Vorkehren auf geneigten 

Dächern gegen Absturz von Personen und Materialien zu treffen. Verwiesen wird auf 

die kantonale Verordnung vom 17. November 1967 über die Verhütung von Unfällen bei 

Arbeiten an und auf Dächern.

5.7 
Gewässerschutzmassnahmen während der Ausführung der Bauten

Der Gesuchsteller wird ausdrücklich auf die Einhaltung der Gewässerschutzmassnahmen hingewiesen. Namentlich wird dabei auf das ebenfalls dieser Baubewilligung beigelegte Merkblatt vom April 1995 hingewiesen.

5.8
Höhe der Einzäunung

Die Vorschriften von Art.     , Baureglement              , sind vollumfänglich einzuhalten.

Es wird Akt genommen, dass die Einzäunung gesamthaft (Sockelmauer und Zaun) ab dem ursprünglich gewachsenen Terrain eine Höhe von 1.50 m aufweist und somit dem Reglement entspricht.

5.9
Stützmauer – Abstand von 0.60 m zur Gemeindestrasse

Die Stützmauer hat zur Gemeindestrasse mindestens einen Abstand von 0.60 m zu wahren. Siehe rote Eintragung im Umgebungs- und Uebersichtsplan.

5.10
Abstand der Einzäunung zur Kantonsstrasse – Auflagen der Dienststelle für
Strassen- und Flussbau
Es wird Akt genommen, dass die kantonale Dienststelle für Strassen- und Flussbau dem Vorhaben mit folgenden Auflagen zugestimmt hat:
-
-
-

5.11
Durchgangs- und Durchfahrtsrechte

Bestehende Durchgangs- und Durchfahrtsrechte dürfen durch die Einzäunung nicht beinträchtigt werden.

5.12
Durchführung Abbrucharbeiten

Allfällige Staubimmissionen sind durch Sicherstellung einer Berieselungsanlage zu verhindern.

5.13
Verkehrsbehinderungen

Allfällige Verkehrsbehinderungen für Fussgänger und Fahrzeuge sind rechtzeitig vorgängig mit der Gemeindepolizei abzusprechen. Deren Auflagen bleiben ausdrücklich vorbehalten.

5.14
Entsorgung von Bauabfällen und Abbruchmaterial

Die Gesuchstellerin wird ausdrücklich auf die Bestimmungen der „Technischen Verordnung über Abfälle“ vom 10. Dezember 1990 verwiesen. Diese Bestimmungen sind strikte zu beachten.

5.15
Reinigung der benutzten Strassen

Sämtliche benutzten öffentlichen Strassen und Trottoirs sind täglich zu reinigen. Bezüglich den Staubimmissionen wird auf die vorgenannte Auflage verwiesen.

5.16
Winterdienst – Schneeräumung

Der Winterdienst auf der öffentlichen Strasse erfolgt gemäss den Bestimmungen des Strassengesetzes.

Der von den Privatparkplätzen weggeräumte Schnee darf nicht auf die Gemeindestrasse abgelagert werden, d.h. der Winterdienst der Gemeinde darf nicht beeinträchtigt werden.

5.17
Entwässerung der Zufahrt und der Parkplätze

Die Entwässerung der Zufahrt und der Parkplätze darf nicht auf die Gemeindestrasse erfolgen. Die Entwässerung ist durch Versickerung auf der eigenen Bauparzelle zu regeln. Detailabsprachen mit der Gemeinde bleiben vorbehalten.

5.18
Strassenanpassungen

Sämtliche Strassenanpassungen haben in Absprache mit der Gemeinde zu erfolgen und gehen voll zu Lasten des Gesuchstellers.

5.19
Wässerwasser

In Absprache mit den zuständigen Ressorts Landwirtschaft und öffentliche Arbeiten sowie den Wasservögten ist die Ableitung bzw. Umleitung fachgerecht vorzunehmen. Die bisherigen Wässerwasserrechte dürfen nicht eingeschränkt werden. Die entsprechenden Auflagen dieser Verantwortlichen bleiben vorbehalten. 

5.20
Grenzzeichen

Die Kosten der Sicherung und Wiederinstandstellung der Fixpunkte und Grenzzeichen gehen zu Lasten des Gesuchstellers. Der Gesuchsteller wird hierfür ersucht, rechtzeitig vorgängig mit dem Geometer Kontakt aufzunehmen.

5.21
Ausführung der Bauarbeiten

Der Gesuchsteller wird dabei ausdrücklich auf die Einhaltung der Auflagen von Art.      

(Baustellen, Bauarbeiten) und auf Art.      (Immissionen) hingewiesen.

5.22
Kosten

Der Gesuchsteller bezahlt die Kosten.

6. RECHTSMITTELBELEHRUNG
Dieser Bauentscheid kann innert 30 Tagen nach Erhalt mit schriftlicher und begründeter Beschwerde beim Staatsrat angefochten werden.

Die Baubeschwerde hat keine aufschiebende Wirkung; diese kann jedoch von Amtes wegen oder auf Gesuch hin angeordnet werden. Das Gesuch um aufschiebende Wirkung ist innert der Frist von zehn Tagen zu stellen. Bis zur rechtskräftigen Erledigung des Gesuches betreffend die aufschiebende Wirkung darf mit den Bauarbeiten nicht begonnen werden.

Verwiesen wird auf Art. 46 des kantonalen Baugesetzes vom 08. Februar 1996 bzw. abgeändert am 04. September 2003.

So beschlossen vom Gemeinderat von                 an seiner Sitzung 

vom                                .

Der Baupräsident 
Der Gemeindepräsident

Der Schreiber

Geht eingeschrieben an

Gesuchsteller /-in

Doppel geht an

Planverfasser /-in

Kantonale Baukommission

Ort, Datum
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